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Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bzw. der anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 
BauGB und aus der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
 
 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. der anerkannten Naturschutzvereini-
gungen sowie der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 15.10.2018.  
Die öffentliche Auslegung hat in der Zeit vom 15.10.2018 bis 16.11.2018 stattgefunden.  
 
Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen der Behörden werden in der nachfolgenden Aufstellung unter  
Pkt. C dargelegt. 
 
Die vonseiten der Bürgerschaft vorgebrachten Stellungnahmen werden unter Pkt. D behandelt.  
 
 
A Stellungnahmen ohne Anregungen: 
 

o Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main (Email vom 16.11.2018) 
o Handelsverband Hessen-Süd e. V., Frankfurt (Schreiben vom 14.11.2018)  
o Mainzer Netzwerke GmbH, Mainz (Schreiben vom 16.11.2018) 
o Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf, Mörfelden-Walldorf (Schreiben vom 31.10.2018) 

 
 

B Keine Stellungnahmen abgegeben haben: 
 

o Kreishandwerkerschaft Groß-Gerau, Groß-Gerau       
o Polizeipräsidium Westhessen, Hattersheim       
o Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn       
o Abwasserverband Rüsselsheim-Raunheim, Raunheim       
o BUND Landesverband Hessen e.V., Frankfurt am Main 
o Botanische Vereinigung für Naturschutz, Wettenberg       
o Deutsche Gebirgs- und Wandervereine, Weilrod       
o Hess. Gesellsch. f. Ornithologie und Natursch., Echzell       
o Naturschutzbund Deutschland, Wetzlar       
o Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Wiesbaden-Biebrich       
o Landesjagdverband Hessen e. V., Bad Nauheim       
o Verband Hessischer Fischer e. V., Wiesbaden       
o Gemeindevorstand der Gemeinde Bischofsheim, Bischofsheim       
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o Magistrat der Kreisstadt Groß-Gerau, Groß-Gerau       
o Gemeindevorstand der Gemeinde Nauheim, Nauheim 
o Magistrat der Stadt Raunheim, Raunheim 
o Magistrat der Stadt Rüsselsheim am Main, UNB, Rüsselsheim am Main 
o Gemeindevorstand der Gemeinde Trebur, Trebur       
o Gemeindevorstand der Gemeinde Ginsheim-Gustavsburg, Ginsheim-Gustavsburg       
o Stadtwerke Rüsselsheim GmbH, Rüsselsheim am Main    
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

1 Amt für Bodenmanagement Heppenheim, Heppenheim Stellungnahme vom 01.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
Zu 1.1 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Amtes für Bodenmanagement Heppenheim bzgl. einer verein-
fachten Bodenordnung nach BauGB werden zur Kenntnis genommen. Ein Ände-
rungsbedarf für die vorliegende Planung ergibt sich daraus nicht.  
 
 
 

  

 
1.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

2 Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement Darm-
stadt, FB Betrieb Südhessen, Darmstadt 

Stellungnahme vom 16.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 2.1 
Erläuterung: 
Die Verkehrsuntersuchung wurde nachträglich der Behörde zugesandt.  
Siehe nachfolgendes Schreiben von Hessen Mobil vom 22.05.2019. 
 
Eine Beschlussfassung erübrigt sich. 
 
 
Zu 2.2 
Erläuterung: 
Die Planung erfolgte durch ein Fachbüro unter Beachtung der einschlägigen Richtli-
nien und Vorgaben. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen von Hessen Mobil zur Planung ergeben keinen Änderungsbedarf. 
 
 
Zu 2.3 
Erläuterung: 
Auf die Errichtung des Werbepylons in der Bauverbotszone wird verzichtet und statt-
dessen ein Werbewürfel auf dem Dach des Gebäudes außerhalb der Bauverbotszo-
ne errichtet. Für Teile der geplanten Stellplätze sowie der geplanten Versickerungs-
mulden, die innerhalb der Bauverbotszone liegen, hat EDEKA eine Genehmigung 
von Hessen Mobil erhalten. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen von Hessen Mobil zur Planung des Kreisverkehrsplatzes werden 
zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf ergibt sich daraus jedoch nicht, da 
Hessen Mobil dem Antrag des Vorhabenträgers auf Befreiung von den Vorgaben 
des § 23 HStrG bis auf den Werbepylon zugestimmt hat. 
 
 

 

2.1 

2.2 

2.3 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

2a Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement  
Darmstadt, FB Betrieb Südhessen, Darmstadt 

Stellungnahme vom 22.05.2019 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 2a.1 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen von Hessen Mobil bzgl. der Planung eines Kreisverkehrsplatzes 
führen zu keiner Änderung der Planung. Vor dem Hintergrund der mit der Planung 
verbundenen Zielsetzungen aus verkehrlicher und städtebaulicher Sicht wird an der 
Entscheidung festgehalten, einer Kreisverkehrsanlage Vorrang einzuräumen gegen-
über einer durch Verkehrszeichen geregelten Einmündung. 
 
 
 
 
 
 
Zu 2a.2 
Erläuterung: 
Den besonderen Belangen von Fußgängern und Radfahrern wird im Rahmen der 
Planung des Kreisverkehrs dadurch Rechnung getragen, als vor dem Kreisverkehr 
der bislang eigenständig auf Radwegen geführte Radverkehr mit dem übrigen Ver-
kehr zwecks Durchfahrt durch den Kreisverkehr zusammengeführt wird, um die 
Wahrnehmbarkeit der Radfahrer durch den übrigen Verkehr zu erhöhen. Der Fuß-
gängerverkehr wird über Fußgängerüberwege geleitet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen von Hessen Mobil bzgl. der Verkehrssicherheit des Kreisver-
kehrsplatzes werden mit Blick auf die vorliegende Planung der Kreisverkehrsanlage 
nicht geteilt. Durch die vorgesehenen Fußgängerüberwege und die geplante Füh-
rung des Radverkehrs in der Kreisverkehrsanlage wird den Belangen der Verkehrs-
sicherheit für Fußgänger und Radfahrer ausreichend Rechnung getragen. 
 
 
 

 

2a.1 

2a.2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

2a Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement  
Darmstadt, FB Betrieb Südhessen, Darmstadt 

Stellungnahme vom 22.05.2019 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
Zu 2a.3 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Anregung von Hessen Mobil für eine ergänzende Untersuchung bei einer Anbin-
dung des südlichen Wohngebietes im Rahmen der vorgelegten Verkehrsuntersu-
chung wird nicht gefolgt. Dies ist nicht erforderlich, da eine derartige Anbindung von 
Seiten der Stadt derzeit nicht geplant ist.  
 
 
Zu 2a.4 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen von Hessen Mobil, wonach weder die Einrichtung eines Kreisver-
kehrsplatzes noch eines lichtsignalisierten Knotenpunktes, sondern aus verkehrlicher 
Sicht alternativ die Errichtung einer Einmündung als Zufahrt zu dem geplanten Markt 
möglich sei, werden zur Kenntnis genommen. An der Knotenpunktform in Form einer 
Kreisverkehrsanlage wird jedoch auch aus städtebaulichen Gründen festgehalten, 
um dadurch den Übergang zur bebauten Ortslage zu betonen. 
 

 
  

2a.3 

2a.4 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

3 Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach Stellungnahme vom 16.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
 
 
 
Zu 3.1 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. einer ausreichenden 
Trassenbreite von Straßen und Gehwegen für Telekommunikationsanlagen werden 
für die Ausführungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 3.2 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. der Beachtung des 
Merkblattes über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 führen 
zu keiner Änderung der Planung, da ein entsprechender textlicher Hinweis bereits 
Inhalt des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist. 
 
 
 
 
 
Zu 3.3 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. einer rechtzeitigen 
Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungs-
träger werden dem Vorhabenträger für die Ausbau- und Ausführungsplanung zur 
Kenntnis gegeben und im Durchführungsvertrag geregelt. 
 
 

  

 
3.1 

 
3.2 

 
3.3 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

3 Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach Stellungnahme vom 16.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 3.4 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. einer ungehinder-
ten, unentgeltlichen und kostenfreien Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege 
für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 3.5 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. der Eintragung von 
Flächen mit Leitungsrechten bzw. der Eintragung von Dienstbarkeiten bedingen 
keine Änderung der Planung, da für deren Verlegung entweder in den öffentlichen 
Flächen genügend Raum vorhanden ist bzw. dies die im Privateigentum befindlichen 
Flächen und somit den Vorhabenträger betrifft; dies wird im Durchführungsvertrag 
geregelt. 
 
 
Zu 3.6 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH bzgl. der Bereitstellung 
von Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen werden dem 
Vorhabenträger zur Kenntnis gebracht. Außerdem wird ein entsprechender Passus 
in den Durchführungsvertrag aufgenommen.  
 
 
Zu 3.7 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH, wonach die geplanten 
Verkehrswege nach Errichtung der TK-Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr 
verändert werden sollen, werden zur Kenntnis genommen.  
 
 

  

3.6 

3.7 

 
3.5 

siehe  
3.3 

3.4 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Fraport AG, Frankfurt/Main Stellungnahme vom 25.10.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 4.1 
Erläuterung: 
Mit Schreiben vom 12.05.2017 wurden von Seiten der Fraport AG keine Anregungen 
und Bedenken vorgebracht. 
 
Eine Beschlussfassung erübrigt sich. 
 
 
 
 
 

  

 
4.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

5 DFS Deutsche Flugsicherung, Langen Stellungnahme vom 09.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
Zu 5.1 
 
Eine Beschlussfassung erübrigt sich. 
 
 
 
 

  

 
5.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 IHK Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 14.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 6.1 
 
Erläuterung: 
Zu einer inhaltsgleichen Anregung der Handwerkskammer vom 29.05.2017 hat die 
Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 06.09.2018 die folgenden Be-
schlüsse gefasst: 
„Die Ausführungen der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, wonach die be-
troffenen Gewerbegebietsflächen grundsätzlich und vordringlich dem produzieren-
den und weiterverarbeitenden Handwerk und Gewerbe zur Verfügung stehen sollten 
und diese durch die vorliegende Planung beschnitten würden, ohne das andernorts 
ein Ausgleich geschaffen werde, führen zu keiner Änderung der Planung. 
Der Zielsetzung, an dem verkehrsgünstig gelegenen Standort in städtebaulich inte-
grierter Lage eine Fläche für einen Lebensmittelvollversorger im Stadtteil Königstäd-
ten zum Zweck einer Sicherung der Nahversorgung zur Verfügung zu stellen, wird 
Vorrang eingeräumt gegenüber einer Freihaltung dieser Flächen für Gewerbe, zumal 
ein stabiles Angebot an Gewerbeflächen vorhanden ist und weiter davon auszuge-
hen ist, dass in Zukunft zum Beispiel im Bereich Eselswiese in Bauschheim eine 
Reihe von gewerblich nutzbaren Flächen zur Verfügung stehen werden. Diese Ka-
pazitäten lassen Raum für die vorgesehene Umwidmung. 
Durch den rechnerischen Verlust einer Gewerbefläche in einer Größenordnung von 
ca. 1 ha wird daher  kein Erfordernis für eine entsprechende Neuausweisung eines 
Gewerbegebietes in Rüsselsheim gesehen.“ 
 
„Die Befürchtung der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, dass der geplante 
EDEKA als Magnet für weitere kleinere Einzelhandelsnutzungen wie beispielsweise 
Fachmärkte oder Drogerien wirken könne, wird nicht geteilt.  
Nördlich des Plangebietes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes grenzt der 
Bebauungsplan „Eulhecke Ost – Gewerbegebiet Blauer See“ an. Dort sind Einzel-
handelsbetriebe und Läden mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nicht zulässig. 
Darüber hinaus sind auch Handelsbetriebe mit Verkauf von Waren des täglichen 
Bedarfs an letzte Verbraucher mit als 100 m² Gesamtfläche unzulässig.  
Ergänzend ist anzumerken, dass auch das im Nordwesten an den EDEKA Markt 
angrenzende Grundstück bereits an ein Autohaus veräußert worden ist.“ 
 
Zwischenzeitlich ist ein Großteil der nördlich gelegenen festgesetzten Flächen be-
reits mit Gewerbebetrieben bebaut.  
 
(weiter nächste Seite) 

  

 
6.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 IHK Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 14.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
Zudem musste vor dem Hintergrund der gewerblichen Darstellungen im Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 ein Verfahren zur Abweichung von den Zielen des LEP 
und des Regionalplanes eingeleitet und durchgeführt werden, welches zwischenzeit-
lich positiv beschieden worden ist. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der IHK Darmstadt bzgl. der Ansiedlung eines Einzelhandelsbe-
triebes führen zu keiner Änderung der Planung. Einerseits kann in diesem Zusam-
menhang auf die Beschlussfassung verwiesen werden, die die Stadtverordnetenver-
sammlung in ihrer Sitzung am 06.09.2018 zu den inhaltsgleichen Stellungnahmen 
der Handwerkskammer FrankfurtRheinMain bereits gefasst hat.  
 
Andererseits ist ergänzend auszuführen, dass mit Blick auf die Lage des Plangebie-
tes nicht von einer weiteren Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben ausgegangen 
werden kann. Hier ist u.a. darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem geplanten Vor-
haben um einen Ersatz für einen bereits bestehenden Markt in Königstädten handelt, 
dem es zur Standortsicherung an den erforderlichen Erweiterungsflächen fehlt.  
 
Ergänzend sei angemerkt, dass für die noch freien Flächen im nördlich angrenzen-
den Gewerbegebiet der rechtswirksame Bebauungsplan die weitere Ansiedlung von 
Einzelhandelsbetrieben und Läden mit zentrenrelevanten Kernsortimenten aus-
schließt und diese Flächen zwischenzeitlich mit Gewerbebetrieben bebaut sind.  
 

  

 
6.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 IHK Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 14.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
Zu 6.2 
Erläuterung: 
Siehe Erläuterung zu Pkt. 6.1 dieser Vorlage. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis, wonach durch die vorliegende Planung Flächen zur Gewerbeansied-
lung entzogen werden, wird zur Kenntnis genommen. Diesbezüglich wird auf die 
entsprechende Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung vom 
06.09.2018 verwiesen, die diese zur inhaltsgleichen Stellungnahme der Handwerks-
kammer FrankfurtRheinMain gefasst hat.  
 
 
 

  

 
6.1 

 
6.2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.1 
Erläuterung: 
Mit Blick auf die Lage des Plangebietes im Überschwemmungsgebiet ist vorgese-
hen, dieser durch teilweise Aufschüttung des Geländes Rechnung zu tragen. Auch 
ist keine Unterkellerung vorgesehen und der Bau wird hochwassersicher erfolgen. 
Auf eine Berücksichtigung der Lage im Hochwasserrisikogebiet wird im vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan hingewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau bzgl. der Lage 
von Teilflächen des Plangebietes in Hochwasserrisikogebiet werden zum einen zum 
Anlass genommen, die Verweise auf die einschlägigen Paragraphen des WHG zu 
überarbeiten. Zum anderen werden in den Durchführungsvertrag angemessene 
Maßnahmen zum Hochwasserschutz wie etwa die Geländeaufschüttung aufgenom-
men. Darüber hinaus bleibt es bei der Kennzeichnung im Bebauungsplan und dem 
textlichen Hinwies, wonach elementare Vorsorgemaßnahmen beim Bau zu treffen 
sind, um das Schadensausmaß bei Überschwemmungen möglichst gering zu halten. 
Dem Vorhabenträger ist die Lage innerhalb des Hochwasserrisikogebietes bekannt.  
In der Begründung zum Bebauungsplan wird zudem auf das DWA-Merkblatt M 553 
(Hochwasserangepasstes Planen und Bauen) vom November 2016 und die Hoch-
wasserschutzfibel vom August 2016 verwiesen. 
 

 

 
7.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 

  

 
7.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 7.2 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis berührt nicht das Bebauungsplanverfahren, vielmehr ist bezüglich des 
Hinweises des Kreisausschusses, wonach gemäß § 78 c Abs. 2 WHG die Errichtung 
neuer Heizölverbraucheranlagen in Hochwasserrisikogebieten verboten ist, wenn 
andere weniger wassergefährdende Energieträger zur Verfügung stehen, auf das 
Bauantragsverfahren zu verweisen. 
 
 
Zu 7.3 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis berührt nicht das Bebauungsplanverfahren. Hinsichtlich der Ausführun-
gen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau im Zusammenhang mit der 
geplanten Aufschüttung des natürlichen Geländes ist auf das Bauantragsverfahrens 
für das Vorhaben zu verweisen.  
 
 
Zu 7.4 
Erläuterung: 
Zwischenzeitlich liegt eine mit der Unteren Wasserbehörde vorabgestimmte Entwäs-
serungsplanung für das Vorhaben vor. Das Vorhaben soll dabei in einem modifizier-
ten Mischsystem entwässert werden. Das anfallende Schmutzwasser sowie das 
verschmutzte Niederschlagswasser der Stellplatzanlage und der Zufahrtsstraßen 
werden in das öffentliche Mischwasser-Kanalnetz geleitet. Das Niederschlagswasser 
der Dachflächen und eines kleinen Bereichs der gepflasterten Außenanlage soll 
versickert werden. Hierzu ist nördlich und westlich des geplanten Gebäudes die 
Anlage von Versickerungsmulden geplant.  
Sowohl der vorhabenbezogene Bebauungsplanentwurf als auch der Vorhaben- und 
Erschließungsplan berücksichtigen die geplante Entwässerung durch eine entspre-
chende Festsetzung bzw. Darstellung der geplanten Versickerungsmulden und er-
gänzende Ausführungen zur geplanten Entwässerung in der Begründung. 
 
 

  

 
7.2 

 
7.1 

 
7.3 

 
7.4 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
 
Zu 7.4 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau werden zum 
Anlass genommen, die zwischenzeitlich vorliegenden Erkenntnisse aus der Entwäs-
serungsplanung in der Begründung darzulegen und den Bebauungsplanentwurf als 
auch den Vorhaben- und Erschließungsplan diesbezüglich anzupassen. Eine gesi-
cherte Entsorgung kann demnach gewährleistet werden. 
 
 
 
 
Zu 7.5 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau zur Versickerung 
des Niederschlagswasser und den geplanten Baumpflanzungen werden zum Anlass 
genommen, den  Bebauungsplan als auch den Vorhaben- und Erschließungsplan 
entsprechend der vorliegenden Entwässerungsplanung anzupassen. 
 
 
Zu 7.6 
Erläuterung: 
Siehe Pkt. 7.4 der Vorlage 
 
Beschlussvorschlag: 
Bezüglich des Hinweises des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau, wonach 
die Versickerung von Niederschlagswasser einer wasserrechtlichen Erlaubnis be-
darf, ist auf die Ausführungsplanung bzw. das Bauantragsverfahren zu verweisen.  
 
 
 

  

 
7.5 

 
7.6 

 
7.4 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 

Zu 7.7 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Straßenentwässerung der Kreisverkehrsanlage berührt nicht das Bebauungs-
planverfahren. Bezüglich der Entwässerung der Straßen wird der Kreisausschuss 
des Kreises Groß-Gerau auf die Ausführungsplanung für den Straßenumbau verwie-
sen. 
 
 
Zu 7.8 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau wird bezüglich seines Hinweises, wo-
nach die Anforderungen an den vorsorgenden Bodenschutz im Zuge des Straßen-
baus konkret nachzuweisen und die Lage in der Trinkwasserschutzzone III B zu 
berücksichtigen sind, auf die Ausführungsplanung verwiesen. 
 
Zu 7.9 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau zum Thema Im-
missionsschutz werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf für die vor-
liegende Planung ergibt sich daraus nicht. 
 
 
Zu 7.10 
Erläuterung: 
Siehe Punkt 6.1 dieser Vorlage  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau wird bezüglich seiner Ausführungen 
zur Verlagerung des Edeka Marktes aus Sicht der Wirtschaftsförderung auf den 
entsprechenden Beschluss zur inhaltsgleichen Stellungnahme der IHK Darmstadt 
verwiesen. 
 
 
Zu 7.11 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Anregung des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau, die rechtskräftigen 
Bebauungspläne zukünftig nicht nur im pdf-Format, sondern auch als tif-Datei vorzu-
legen, wird entsprochen. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 
Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Groß-Gerau 
(als Anlage Schreiben des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Wiesbaden vom 
30.07.2018) 

Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 7.12 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau auf die Arbeitshilfe zur 
Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitplanung wird 
zum Anlass genommen, die vorliegenden Ergebnisse zur geplanten Ver- und Ent-
sorgung in der Begründung darzulegen. Auf die Erstellung eines eigenständigen 
Fachbeitrages wird mit Blick auf die geplante Errichtung eines Marktes und die hier-
zu zwischenzeitlich auf Projektebene vorliegenden Erkenntnisse sowie die Entwäs-
serungsplanung verzichtet. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

8 Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 06.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
Zu 8.1 
Erläuterung: 
Die Kreisverkehrsanlage ist so geplant, dass die größten in der Straßenverkehrsord-
nung zulässigen Fahrzeuge diese benutzen können.  
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau bzgl. der Befahr-
barkeit mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen führen nicht zu einer Änderung der Pla-
nung.  
 
 
Zu 8.2 
Erläuterung: 
Zwischenzeitlich wurden Maßnahmen zur Realisierung des Vorhabens, die eine 
landwirtschaftliche Nutzung nicht ermöglichen, wie beispielsweise Sondierungsmaß-
nahmen zu Kampfmitteln und zur Denkmalpflege, vorgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Kreisausschusses, wonach eine landwirtschaftliche Nutzung 
ab Herbst 2015 bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt wünschenswert gewesen wäre, 
werden zur Kenntnis genommen. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

9 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Darmstadt Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 9.1 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen, den textlichen Hinweis 
zur Sicherung von Bodendenkmälern um den aufgeführten Textvorschlag zu ergän-
zen, wird aufgegriffen. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

10 Regionalverband FrankfurtRheinMain, Frankfurt am Main Stellungnahme vom 15.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
Zu 10.1 
Erläuterung: 
Ein entsprechender Antrag zur Änderung des RPS/RegFNP 2010 wurde zwischen-
zeitlich gestellt. Das Änderungsverfahren läuft zurzeit (1. Änderung des RegFNP für 
die Stadt Rüsselsheim am Main.) 
Nach erfolgtem Satzungsbeschluss ist vor der Bekanntmachung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes die Wirksamkeit der Änderung des RegFNP abzuwarten. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain werden zur Kenntnis 
genommen.  
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 

 
Zu 11.1 
Erläuterung: 
Für das Vorhaben hat die Regionalversammlung Südhessen in ihrer Sitzung am 
14. Juni 2019 eine Abweichung von den Zielen des Regionalplans Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplans (RegFNP) 2010 auf der Grundlage der An-
tragsunterlagen der Stadt Rüsselsheim am Main vom 7. November 2018 zugelas-
sen.  
Mit Bescheid vom 24. Juli 2019 hat das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Wohnen auch die Abweichung von den Zielen des LEP Hessen 
2000 zugelassen. 
 
Im Rahmen seiner Stellungnahme zu der 1. Änderung des Regionalplanes Südhes-
sen 2010 / RegFNP 2010 für die Stadt Rüsselsheim am Main äußert das Regie-
rungspräsidium Darmstadt aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung zu dem 
Änderungsverfahren des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain auch keine grund-
sätzlichen Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
Ein Änderungserfordernis für die Planung ergibt sich daraus nicht. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
Zu 11.2 
Erläuterung: 
Zur Versickerung des Niederschlagswassers kann auf Pkt. 7.4 dieser Vorlage ver-
wiesen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Das Regierungspräsidium Darmstadt wird bzgl. der geplanten Versickerung von 
Niederschlagswasser auf den entsprechenden Beschluss zur Stellungnahme des 
Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11.2 
Erläuterung: 
Bzgl. der Lage des Plangebietes im Hochwasserrisikogebiet kann auf Pkt. 7.1 dieser 
Vorlage verwiesen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Das Regierungspräsidium Darmstadt wird bzgl. der Lage im Hochwasserrisikogebiet 
auf den entsprechenden Beschluss zur Stellungnahme des Kreisausschusses des 
Kreises Groß-Gerau verwiesen. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
Zu 11.4 
Erläuterung: 
Wie bereits ausgeführt, ist eine Versickerung des unbelasteten Niederschlagswas-
sers der Dachflächen und eines kleinen Bereichs der gepflasterten Außenanlage 
vorgesehen. 
Das belastete Niederschlagswasser, insbesondere der Stellplatzanlage und Zufahr-
ten soll in den bestehenden Mischwasserkanal eingeleitet werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zum Themenbereich Ab-
wasserbeseitigung und der Verwendung von Niederschlagswasser werden dahinge-
hend aufgegriffen, als die geplante Entwässerung in der Begründung zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan dargelegt wird. So sieht der Bebauungsplan und der 
Vorhaben- und Erschließungsplan Flächen vor, in denen das anfallende unbelastete 
Niederschlagswasser der Dachflächen über zwei Versickerungsmulden dem Grund-
wasser wieder zugeführt werden soll.  
 
 
Zu 11.5 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf beinhaltet bereits einen textlichen Hinweis in der ge-
wünschten Formulierung. Auch der Entwurf der Begründung enthält bereits entspre-
chende Aussagen, wonach Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen, Alt-
standorten, Altablagerungen, schädliche Bodenveränderungen und/oder Grundwas-
serschäden nicht vorliegen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zu dem Themenbereich 
nachsorgender Bodenschutz bedingen keine Änderung der Planung, da entspre-
chende textliche Hinweise bereits Bestandteil des Bebauungsplanes bzw. der Be-
gründung sind. 
 
 
Zu 11.6 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt bezüglich des Themenbe-
reiches vorsorgender Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen.  
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
Zu 11.7 
Erläuterung: 
Zwischenzeitlich liegt eine aktualisierte Fassung des schalltechnischen Untersu-
chungsberichtes vom 19.04.2019 vor. Dabei wurde auch das Gebäude „Waldgarten-
straße 32“ betrachtet. 
 
Mit den Berechnungsannahmen des genannten Berichtes und den technischen und 
baulichen Maßnahmen u.a. im Bereich der Anlieferung werden die geltenden Immis-
sionskontingente an allen gewählten Immissionsorten außerhalb des Plangebietes 
bis auf die die Immissionsorte Waldgartenstraße 32, 5. OG bis 15. OG, im Tagzeit 
raum laut Gutachten erfüllt. Im Nachtzeitraum wird das Immissionskontingent an 
allen Immissionsorten erfüllt. 
Das sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 106/O/1, „Eulhecke 
Ost / Gewerbegebiet Blauer See“ ergebende Immissionskontingent wird im Tagzeit 
raum auf Grund der Parkiergeräuschen und der Zu- und Abfahrtsgeräuschen um an 
dem Immissionsorte Waldgartenstraße 32, 6. OG um bis zu 0,6 dB und an dem 
Immissionsorte Waldgartenstra9e 32, 15. OG um bis zu 2,7 dB überschritten. Der 
geltende Immissionsrichtwert für ein Reines Wohngebiet wird noch um mindestens 
9,2 dB unterschritten 
Nach Nummer B.8 der DIN 45691 kann eine Überschreitung des Immissionskontin-
gentes zugelassen werden, wenn die Relevanzgrenze (Immissionsrichtwert -15 dB) 
unterschritten wird. Dies ist hier nicht der Fall. Bei einer Einstufung des Gebäudes 
Waldgartenstraße 32 als Reines Wohngebiet wird der geltende Immissionsrichtwert 
im Tagzeit raum von IRW = 50 dB nur um 9,2 dB unterschritten  Bei einer Einstufung 
des Gebäudes Waldgartenstraße 32 als Allgemeines Wohngebiet wird der geltende 
Immissionsrichtwert im Tagzeit raum von IRW = 55 dB nur um 14,2 dB unterschrit-
ten. Für die Gebietseinstufung Allgemeines Wohngebiet spricht die Tatsache, dass 
in dem Gebäude Waldstraße 32 ein Hausmeisterservice, eine Büro einer Autorin und 
ggf. noch weitere gewerbliche und / oder freiberufliche Tätigkeiten angemeldet sind, 
die in einem Reinen Wohngebiet nicht zulässig sind. 
In beiden Fällen wird die Relevanzgrenze der TALärm (geltender Immissionsricht-
wert abzüglich 6 dB) deutlich unterschritten. 
Des Weiteren kann nach Nummer 3.2.2 der TALärm eine Ergänzende Prüfung 
im Sonderfall durchgeführt werden. Pegelbestimmend am Immissionsort Waldgar-
tenstraße 32 sind die Parkiergeräusche der Pkw. Eine Minderung durch aktive 
Schallschutzmaßnahmen ist nicht möglich bzw. steht in keinem Verhältnis zum Nut-
zen (Überdachung der Stellplätze). Es wird darauf hingewiesen, dass auf der Adam-
Opel-Straße nach Zählung 2015 14.663 Kfz-Fahren (DTV) wovon 349 Kfz dem 
Schwerverkehr zuzuordnen sind.  
(weiter nächste Seite) 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
Ohne weitere Betrachtung des Verkehrsaufkommens auf der Bensheimer Straße 
und dem Zuschlag für die Verkehrsampel berechnet sich der Beurteilungspegel der 
Verkehrsgeräusche im 15. OG des Gebäudes Waldgartenstraße 32 zu mehr als Lr,A 
= 53 dB(A) im Tagzeitraum. Dies bedeutet, dass durch die zusätzlich einwirkenden 
Geräuschemissionen des Edeka-Marktes der Gesamtlärmpegel am Immissionsort 
Waldgartenstraße 32 nicht erhöht wird. 
Da zudem die pegelbestimmende Geräuschquelle die Fahr - und Parkiergeräusche 
auf dem Betriebsgelände darstellen wird auch subjektiv ein auseinanderhalten 
der Geräuschquelle St rasenverkehr zu Parkierverkehr kaum möglich sein. 
 
Der Gutachter führt weiter aus, dass die Überschreitung des Immissionskontingentes 
aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nicht zu einer weiteren Verschlechterung führt 
und daher die geplante Vorhabennutzung zulässig ist, was durch die Genehmi-
gungsbehörde abschließend zu prüfen ist . 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung des Regierungspräsidiums Darmstadt, das Gebäude „Waldgarten-
straße 32“ bei der schalltechnischen Untersuchung zu betrachten, wird aufgegriffen. 
Im Rahmen der Abwägung werden die getroffenen schallschutztechnischen Maß-
nahmen als ausreichend erachtet, um den schallschutztechnischen Belangen der 
benachbarten Wohnbebauung Rechnung zu tragen. Dies betrifft auch die Ergebnis-
se der schalltechnischen Untersuchung zu dem Gebäude Waldgartenstraße 32. Hier 
wird der Ansicht des Fachgutachters gefolgt, wonach die Überschreitung des Immis-
sionskontingentes aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nicht zu einer weiteren 
Verschlechterung führt und daher die geplante Nutzung des Betriebsgeländes zuläs-
sig ist. Eine abschließende Prüfung erfolgt diesbezüglich im Rahmen des bauauf-
sichtlichen Verfahrens. 
 
 
Zu 11.8 
Erläuterung: 
Gleichzeitig mit der geophysikalischen Prospektion wurde das Gebiet auf Kampfmit-
telverdachtspunkte hin untersucht. Die geomagnetische Prospektion ergab laut vor-
liegender Untersuchung eine „…Vielzahl von Störpunkten, die händisch bzw. mit 
sprenggeschütztem Bagger aufzudecken sind.“  
(weiter nächste Seite) 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 21.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
 
 
Die Kampfmittelräumung wurde bereits ebenso wie die archäologische Untersu-
chung durchgeführt. Ein Änderungsbedarf der Planung ergab sich daraus nicht. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zum Themenbereich 
Kampfmittel werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf wird jedoch nicht 
gesehen da, vor Baubeginn beziehungsweise vor Durchführung archäologischer 
Ausgrabungen eine Kampfmittelräumung durchzuführen ist. Eine entsprechende 
Regelung wird Bestandteil des Durchführungsvertrages. Die Kampfmittelräumung 
wurde zwischenzeitlich zudem bereits durchgeführt. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

12 Mainzer Netzwerke GmbH, Mainz Stellungnahme vom 31.07.2019 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
 
Zu 12.1 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Mainzer Netzwerke GmbH, wonach das im südlichen Bereich 
verlaufende 110 kV-Hochspannungskabel sich im Eigentum der E-Shelter Services 
GmbH in Frankfurt am Main befinde, werden zum Anlass genommen, dies im Be-
bauungsplan richtigzustellen. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

12 Mainzer Netzwerke GmbH, Mainz Stellungnahme vom 31.07.2019 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

13 Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG, Kassel Stellungnahme vom 24.10.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 

 
Zu 13.1 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen der Unitymedia Hessen GmbH, wonach sich im Planbereich Ver-
sorgungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH befänden und sich diese auch in 
angemieteten Rohranlagen der Deutschen Telekom befänden, werden zum Anlass 
genommen, den im Bebauungsplanentwurf bereits vorhandenen textlichen Hinweis 
auf im Plangebiet verlaufende Telekommunikationsanlagen zu ergänzen und darauf 
hinzuweisen, dass bzgl. Lage, Verlauf und erforderlicher Schutzmaßnahmen sich die 
Bauausführenden vor Baubeginn bei dem jeweiligen Versorgungsträger informieren 
sollten. 
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Teil D             Stellungnahmen nach § 3 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

1 Bürger 1 Stellungnahme vom 12.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
Zu 1.1 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung beinhaltet 
bereits Festsetzungen zum Schallschutz. So werden die Öffnungszeiten des Marktes 
werktags auf die Zeit von 07.00 Uhr bis 21.00 Uhr begrenzt. Zudem darf die Lkw-
Anlieferung des Lebensmittel-Vollversorgers nur über die Lise-Meitner-Straße erfol-
gen. Eine Anlieferung ist in der Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr nicht zulässig. 
Auch ist die Anlieferungsrampe nach Norden und nach Osten während der Ladevor-
gänge mittels Rolltor zu schließen und bis an die östliche Bauwerkskante hinweg zu 
überdachen. Die Überdachung ist nach innen mit einem bewerteten Absorptionsgrad 
aW ≥ 0,5 absorbierend auszuführen. Des Weiteren wird festgesetzt, dass die Fahr-
gassen der Stellplatzflächen zu asphaltieren sind. 
 
Gemäß der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung ist mit Blick auf die vorge-
nannten Maßnahmen und auch vor dem Hintergrund der Emissionskontingentierung 
für das angrenzende Gewerbegebiet aus immissionsschutzrechtlicher Sicht eine 
Schallschutzwand nicht erforderlich, da insgesamt sichergestellt wird, dass der je-
weils für den Nacht- und den Tagzeitraum geltende Immissionsrichtwert durch die 
von dem Betriebsgelände des Marktes ausgehenden und auf die Nachbarschaft 
einwirkenden Geräusche deutlich unterschritten wird.  
 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung des Bürgers, eine Lärmschutzwand entlang der östlichen Plangebiets-
grenze zu errichten, wird nicht aufgegriffen, da die vorliegende schalltechnische 
Untersuchung belegt, dass aus immissionsschutzrechtlicher Sicht eine Lärmschutz-
wand in diese Richtung nicht erforderlich ist. 
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Teil D             Stellungnahmen nach § 3 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

2 Bürger 2 Stellungnahme vom 05.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 
 

 
 

 
Zu 2.1 
Erläuterung: 
Es kann auf die Erläuterung zu Pkt. D 1.1 dieser Vorlage verwiesen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Ausführungen des Bürgers zum Thema Schallschutz bedingen keine Änderung 
der Planung. Zum einen beinhaltet der Bebauungsplan bzgl. der Ausgestaltung der  
Anlieferungsrampe bereits eine entsprechende Festsetzung, die sicherstellt, dass die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm für ein Wohngebiet eingehalten bzw. sogar unter-
schritten werden. Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden dabei 
auch maschinentechnische Einrichtungen wie beispielsweise die Abluftanlagen be-
rücksichtigt. Darüber hinaus regelt die TA Lärm zusätzlich, dass der Stand der Tech-
nik zusätzlich zu den Immissionsrichtwerten eingehalten werden soll, weshalb davon 
auszugehen ist, dass in Bezug auf die Haustechnik Geräte neuesten Standards 
eingebaut werden, die dementsprechend einen ruhigen Betrieb aufzeigen. Vor dem 
Hintergrund der o.g. Ausführungen wird im Rahmen der Abwägung von der Errich-
tung einer weiteren Schallschutzwand im Osten des Plangebietes abgesehen.  
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Teil D             Stellungnahmen nach § 3 (2) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

3 Bürger 3 Stellungnahme vom 06.11.2018 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
Zu 3.1 
Erläuterung: 
Siehe Punkt C 8.1 dieser Vorlage. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bürger wird bzgl. der Befahrbarkeit der geplanten Kreisverkehrsanlage auf den 
entsprechenden Beschluss zur Stellungnahme des Kreisausschusses des Landkrei-
ses Darmstadt-Dieburg verwiesen. 
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